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1 Problemstellung und Aufbau der Arbeit 

Der Titel dieser Arbeit beruht auf einem Zitat von Hans-Joachim Otto1 (FDP). In 

einem Interview mit der Netzeitung sagte Otto 2006: „Wir brauchen kein öffent-

lich-rechtliches Internet“ (Grothe, 2006). Er begründet seine Position damit, dass 

bei einem zu starken Angebot von ARD und ZDF im Internet „kleinere Unter-

nehmen im Online-Bereich auf der Strecke“ bleiben würden und „der öffentlich-

rechtliche Rundfunk ist kein Multimediahaus“. Die Angebote im Internet müssten 

auf eine Begleitung der Programmangebote beschränkt bleiben (ebd.). 

Der Begriff „Grundversorgung“ spielt eine wesentliche Rolle bei der Beantwor-

tung der Frage nach der Legitimation der Öffentlich-Rechtlichen. Aus dem zwei-

ten Teil des Arbeitstitels ergibt sich die Frage nach der Art und den Möglichkeiten 

die „neue Technologien“ beinhalten könnten. „Internet“ steht in dieser Arbeit 

symbolisch für alle sogenannten neuen Technologien, die mittels Computer oder 

anderer, mobiler Geräte (wie das Mobiltelefon) den Empfang von audio-visuellen 

Daten ermöglichen. 

 

In Zeiten des Medienumbruchs, der Konvergenz von Fernsehen und Internet2 

befinden sich auch die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten vor neuen Her-

ausforderungen. Neben der privat-wirtschaftlichen Fernseh- und Hörfunkkonkur-

renz, die seit 1984 für Veränderungen in der Medienlandschaft in Deutschland 

gesorgt haben, richten 2006 darüber hinaus zahlreiche Onlineanbieter ihre Diens-

te an den Rezipienten3. Das Medienangebot wird größer und ergänzt die klassi-

schen Medien um neue Möglichkeiten (wie zum Beispiel das Herunterladen von 

Fernsehsendungen auf den Computer).  

                                                   
1 Hans-Joachim Otto ist Vorsitzender im Ausschuss für Kultur und Medien des Deutschen Bundestages. 
2 Zum Beispiel: „Der Markt für Videostreaming im Web wird einer der größten der Unterhaltungsindustrie wer-
den ... Fernsehen und Computer verschmelzen“, so Kai Tietjen, Geschäftsführer der Online-, Print- und PR-
Agentur „construktiv“. Sowie: „... mit dem Internet-TV entstehe zur Zeit (sic!) ein neues Medium, das so be-
zwingend und wertvoll ist wie das Internet selbst“, Sat+Kabel zitiert sinngemäß Dimitry Shapiro, Gründer des 
Videoportals Veoh Networks. 
Beides im Onlinedienst „Sat+Kabel, http://www.satundkabel.de/print.php?sid=11678; zuletzt gefunden am 
11.10.2006). 
3 Als bekannteste Beispiele seien nur stellvertretend erwähnt: Video on Demand bei  T-Online-Vision (http://t-
online-vision.de/c/48/23/25/4823250.html; zuletzt gefunden am 11.08.2006) und der Online-Videorecorder 
von Save.TV (http://www.save.tv/, zuletzt gefunden am 11.08.2006). 
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Wenn das Fernsehen und das Internet zusammenwachsen, stellt sich für denn 

öffentlich-rechtlichen Rundfunk die Frage, zu welchen Angeboten er online ver-

pflichtet ist, um seinen gesetzlich verankerten Auftrag künftig zu erfüllen.  

Ist das Internet für die Rundfunkangebote (Fernsehen und Hörfunk) von ARD 

und ZDF ein weiterer technischer Verbreitungsweg, wie das Kabel- oder Satelli-

tenfernsehen? Muss der öffentlich-rechtliche Rundfunk sein Angebot ausbauen, 

um die neuen Nutzungsmöglichkeiten (wie zum Beispiel Interaktion, Download, 

Online-Archiv) auszuschöpfen? Lässt sich der bestehende Auftrag der Öffentlich-

Rechtlichen auf neue Technologien anwenden? Welche Rolle spielt der öffent-

lich-rechtliche Rundfunk für unsere demokratisch organisierte Gesellschaft?  

 

Diese Arbeit möchte auf diese Fragen Antworten geben. Die Debatte um den Auf-

trag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist nicht neu. Oft war sie geprägt von 

der Gebührenfinanzierung. Sie wird gegenwärtig in Bezug auf das Internet ver-

stärkt durch unterschiedliche Interessen. 

 

Zur Beantwortung der Fragen muss der öffentlich-rechtliche Rundfunk im Ge-

samtzusammenhang betrachtet werden: seine Entwicklung, sein Auftrag, seine 

Marktsituation, die Mediennutzung und der politische Rahmen.  

Zunächst werden im ersten Abschnitt des 2. Kapitels die politischen und rechtli-

chen Grundlagen von ARD und ZDF erörtert. Dazu gehören die gesetzliche Ver-

ortung, die Beauftragung und die Finanzierung ebenso, wie der Aufbau der An-

stalten als auch deren programmliche Entwicklung im Dualen Rundfunksystem. 

Für eine bessere Gewichtung der Argumente im hinteren Teil der Arbeit ist es zu-

nächst notwendig auch die jeweilige Zuständigkeit der Politikbereiche für den 

öffentlich-rechtlichen Rundfunk darzustellen. Um seine funktionale Rolle zu be-

leuchten, folgt im zweiten Abschnitt des 2. Kapitels seine Bedeutung im Hinblick 

auf den Meinungspluralismus, auf die Kultur und als ökonomischer Faktor. Im 

Kapitel 3 wird die Nutzung verschiedener Medien und deren gegenwärtige Ent-

wicklung skizziert. Daran lassen sich Erfolg, zum Beispiel des Internets, und Nut-

zungsveränderung einzelner Medien erkennen. Schließlich dokumentiert das 4. 

Kapitel ausgewählte Hauptstandpunkte und -argumente der an der Debatte be-
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teiligten Hauptakteure auf Seiten der Medien und der Politik. Für eine bessere 

Zuordenbarkeit der Positionierungen, ist dieses Kapitel nach den jeweiligen  Ver-

tretern aufgeteilt. Im Ergebnis und Fazit folgt eine Analyse und Gewichtung der 

Positionen in Verbindung zu den davor dargelegten Grundlagen und schließlich 

daraus resultierende Optionen für ein öffentlich-rechtliches Internetangebot. 

 

Obwohl rechtliche Aspekte in dieser Arbeit zur Darstellung des Themas notwen-

dig sind, kann und will sie kein rechtsverbindliches Urteil über öffentlich-

rechtliches Engagement im Internet fällen. Vielmehr soll durch Abwägen der Ar-

gumente zusammen mit dem verfassungsgemäßen und gesetzlichen Rahmen 

eine begründete Gewichtung für eine Tendenz getroffen werden. 

 

Die Literaturlage zu diesem Thema kann als sehr gut beschrieben werden. Seit 

Gründung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wird er in populären und wis-

senschaftlichen Veröffentlichungen reflektiert. Als Quellen für den Rahmen die-

ser Arbeit und die Positionen der Akteure dienen größtenteils aktuelle Berichte, 

Interviews, Pressemitteilungen, Stellungnahmen in Fachzeitschriften, in Zeitun-

gen, in Büchern sowie im Internet. Ergänzt werden diese durch Antworten auf 

Anfragen des Verfassers per E-Mail und Telefon.  

 

Zu besseren Lesbarkeit werden in dieser Arbeit die gebräuchlichen Sprachvarian-

ten für „öffentlich-rechtlicher Rundfunk“ und „privat-rechtlicher Rundfunk“ 

variabel genutzt. Wenn also beispielsweise die Rede von den „Privaten“ ist, dann 

ist damit der privat-rechtliche Rundfunk gemeint. Die „Öffentlich-Rechtlichen“ 

wird synonym mit „ARD und ZDF“ genutzt und meint „öffentlich-rechtlicher 

Rundfunk“ bzw. die Sender oder auch die Anstalten. Wenn von ARD und ZDF 

die Rede ist, ist wegen der synonymen Verwendung auch das öffentlich-

rechtliche Deutschlandradio eingeschlossen.  

Die Europäische Kommission ist zwar ein Organ der Europäischen Gemeinschaf-

ten, aufgrund des üblichen Sprachgebrauchs wird in dieser Arbeit von der „EU-

Kommission“ die Rede sein. 
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2 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland 

2.1 Politische und rechtliche Grundlagen 

Seit Gründung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks bilden die Rundfunkurteile 

des Bundesverfassungsgerichts die verfassungsrechtliche Grundlage für ihre Da-

seinsberechtigung. Sie konkretisieren dabei auch die Aufgabe der Rundfunkan-

stalten. Dabei ist die Sicherung der Vielfalt der Meinungen von zentraler Bedeu-

tung. Die grundgesetzlich festgeschriebene Freiheit des Rundfunks sei demnach 

eine sogenannte „dienende Freiheit“(vgl. Dörr, 1997, 18-19). 

 

Kurz ein Überblick über die bisherigen Rundfunkentscheidungen in chronologi-

scher Reihenfolge: 

 

- Das erste Rundfunkurteil4 1961 stärkt die Sonderfunktion des Rundfunks 

als solches. Einzelne staatliche oder gesellschaftliche Einflüsse sollen fern-

gehalten werden. Stattdessen sollen „alle gesellschaftlich relevanten Kräfte 

zu Wort kommen“. Die Länder haben die Gesetzgebungskompetenz für 

den Rundfunk.  

- 1971 folgt das zweite Urteil5. Öffentlich-Rechtlicher Rundfunk sei Sache 

der Allgemeinheit und daher keine gewerbliche Tätigkeit. Er ist von der 

Umsatzsteuer befreit. Als öffentlich-rechtliche Einrichtungen erfüllen die 

Anstalten Aufgaben der öffentlichen Verwaltung. Die Rundfunkgebühr sei 

demnach auch ein Mittel zur Finanzierung der Gesamtveranstaltung 

Rundfunk als Bestandteil der öffentlichen Daseinsfürsorge (vgl. Wilhelmi, 

1995, 31). Ebenso wird der kulturelle Auftrag des Rundfunks betont.   

- Auf die Veranstaltung von privat-rechtlichem Rundfunk bezieht sich das 

dritte Urteil6 im Jahr 1981. Grundsätzlich sei Rundfunk eine dienende 

Freiheit. Er diene der freien Meinungsbildung in seiner ganzen Breite. Pri-

                                                   
4 Quelle: http://www.oefre.unibe.ch/law/dfr/bv012205.html; zuletzt aufgerufen am 29.10.2006. 
5 Quelle: http://www.oefre.unibe.ch/law/dfr/bv031314.html; zuletzt aufgerufen am 29.10.2006.  
6 Quelle: http://www.oefre.unibe.ch/law/dfr/bv057295.html; zuletzt aufgerufen am 29.10.2006. 


